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REPUBLIK ÖSTERREICH 
BUNDESKANZLERAMT 

A-1014 Wien, Ballhausplatz 2 

Tel. (0222) 531 15/0 

Fernschreib-Nr. 1370-900 

DVR: 0000019 
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GZ 141.160/92-I/11/92 

An den 
Herrn Präsidenten 
des Nationalrates 
Parlamentsgebäude Wien 

Parlament 
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Sachbearbeiter Klappe/Dw Ihre GZ/vom 

Betrifft: Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem arbeits­
vertragsrechtliche Bestimmungen an das EG-Recht ange­
paßt werden (Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetz -
AVRAG) und andere Gesetze geändert werden; Begut­
achtungsverfahren 

Im Sinne der Entschließung des Nationalrates betreffend die 

Begutachtung der an die vorberatenden Körperschaften und Zen­

tralstellen versendeten Gesetzesentwürfe, beehrt sich die 

Frauenministerin, die Stellungnahme zu dem vom BMAS erstellten 

und mit Note vom 4. August 1992, Zl. 56.717/3-1/92 zur Begut­

achtung versendeten Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem ar­

beitsvertragsrechtliche Bestimmungen an das EG-Recht angepaßt 

werden (Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetz - AVRAG) und 

andere Gesetze geändert werden in 25facher Ausfertigung zu 

übermitteln. 

Beilage 

25 Kopien 

31. August 1992 
Für die Bundesministerin 

für Frauenangelegenheiten: 

Für ��1��, Richtigkeit 
der ��tigung: 

ACHTSNIT 
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REPUBLIK ÖSTERREICH 
BUNDESKANZLERAMT 

A-1014 Wien, Ballhausplatz 2 

Tel. (0222) 531 15/0 

Fernschreib-Nr. 1370-900 

OVR: 0000019 

GZ 141.160/92-I/11/92 

An das 
Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales 

stubenring 1 
1010 W i e n 

Sachbearbeiter Klappe/Ow Ihre GZlvom 

Betrifft: Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem 
arbeitsvertragsrechtliche Bestimmungen an das 
EG-Recht angepaßt werden 
(Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetz - AVRAG) und 

andere Gesetze geändert werden; Begutachtungsverfahren 

Die Frauenministerin nimmt zum vorgelegten Entwurf wie folgt 

Stellung: 

Der Entwurf, der allgemein Verbesserungen für Arbeitnehmer/innen 

bringt, wird hinsichtlich der nachfolgend genannten Bestimmungen 

günstige Auswirkungen für weibliche Beschäftigte zeigen und 

daher positiv gesehen: 

Art. I, § 2 

schriftliche Aufzeichnung (Dienstzettel) ; voraus­

sichtlich bei Dienstverhältnissen von Teilzeitarbeits­

kräften und Entsendungen ins Ausland deutliche Ver­

besserung; 

§ 3 Arbeitnehmer/innenrechte bei Betriebsübergang; 

§ 6 Erfordernis der Information der Arbeitnehmer durch 

Arbeitgeber, soferne bei Bildschirmarbeit Vorrich­

tungen zur qualitativen und quantitativen Kontrolle 

der Arbeitsleistung verwendet werden; 
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Art. V 

Art. VI 

- 2 -

vorgesehene MOdernisierung und Anpassung; 

Ruhemöglichkeiten für werdende und stillende Mütter 

durch Zurverfügungstellung von geeigneten Liegen, die 

während der Arbeitszeit benützt werden dürfen. 

Allerdings wäre auch bei Sammelnovellen Pkt. 10 der Legi­

stischen Richtlinien betreffend die Vermeidung unsachlicher 

Differenzierungen durch sprachliche Gleichbehandlung Rechnung 

zu tragen, zumindest sollte sich eine "Generalklausel" am 

Anfang des Gesetzes finden. 

25 Ablichtungen dieser Stellungnahme wurden dem Nationalrat 

übermittelt. 

I 

31. August 1992 
Für die Bundesministerin 

für Frauenangelegenheiten: 
ACHTSNIT 

Für lU,��cI;tigkei t 
der �t1gung: 
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